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ZEITSENSOR 

 
 

Deutsche wollen eine Politik mit Inhalt 
 
 
Die überwiegende Mehrheit der deutschen Wahlberechtigten möchte eine Politik, die sich an Inhal-
ten orientiert. Das ergab die aktuelle Zeitsensor-Umfrage bei 1.000 repräsentativ ausgewählten 
Wahlberechtigten in der ersten Septemberwoche. 
 
Noch zwei Wochen vor der Wahl wollten 76% der Wahlberechtigten bei der Bundestagswahl ab-
stimmen. Tatsächlich haben dies dann am Wahltag 70,8% gemacht.  
 
14,7 Mio. Wähler haben sich für die CDU/CSU entschieden, 6,3 Mio. für die FDP. Der SPD gaben 
10 Mio. ihre Stimme, der LINKEN 5,1 Mio. und den GRÜNEN 4,6 Mio. das Wahlergebnis steht je-
doch in einem erstaunlichen Widerspruch zu den Ansichten der wahlberechtigten Bevölkerung. So 
hielten in der Woche vor der Wahl 66% der wahlberechtigten den CDU-Slogan, dass ein zweites 
Wirtschaftswunder wie zu Ludwig Erhards Zeiten in naher Zukunft möglich sein wird, für unwahr-
scheinlich. Dagegen waren 84% der Befragten der Ansicht, dass die Staatsschulden, die aus dem 
Rettungsschirm resultieren, auf Dauer ein ernsthaftes Problem für die Zukunftsfähigkeit Deutsch-
lands sein werden. 
 
An die von CDU/CSU/FDP versprochenen Steuerreduzierungen glauben die Befragten nicht. Im 
Gegenteil, 89% sind sich sicher, dass die Schulden von heute die Steuern von morgen sind. 
 
Drei von vier Befragten halten die von den Grünen angemahnte Neuorientierung in der deutschen 
Gesellschaft für nötig, bei der in großem Maße in erneuerbare Energien, soziale Gerechtigkeit und 
Bildung investiert wird.  
 
 

 
Frage: Sind Sie dafür, dass wir eine neue Orientierung in der Gesellschaft benötigen, bei der in  
großem Maße in erneuerbare Energien, soziale Gerechtigkeit und Bildung investiert wird? 
 
Diese Neuorientierung gilt auch für die Finanzmärkte. Der SPD-Aussage, dass zum Neustart unse-
rer Wirtschaft unbedingt die stärkere Regulierung und politische Kontrolle der Finanzmärkte gehört, 
stimmen 56% der Befragten zu. Noch mehr, nämlich 64% unterstützen die Forderung der Linkspar-
tei, dass Banken und Unternehmen nur dann mit Steuergeldern geholfen werden soll, wenn dafür 
Eigentumsanteile und Entscheidungsrechte in die öffentliche Hand und auf Mitarbeiter oder Beleg-
schaften übertragen werden. 
Auch hinsichtlich der Grund- und Altersversorgung erhält die Forderung der Linkspartei, dass kein 
Mensch weniger als 800 Euro im Monat zum Leben haben soll, eine hohe Zustimmung (48%). 

 
Stimme             
nicht zu   5% 

Neutral  19% 

Stimme zu   38% 

Stimme überhaupt 
nicht zu    2% 

Stimme voll               
und ganz zu   36% 
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Frage: Wie sollte eine angemessene Altersrente aussehen? 
 
Die starke Orientierung an (plakativen) Sachaussagen zeigt auch die Bewertung von Wahlplakaten 
der Parteien. Insgesamt am besten gefällt den Befragten ein FDP-Plakat mit der Botschaft „Mehr 
Netto vom Brutto“. 65% der Befragten lieben dieses Plakat. Die lapidare Aussage „Fairness durch 
Verantwortung“ eines andern FDP-Plakates wird dagegen auf den letzten Platz eingestuft. Von 
51% und damit auf den zweiten Platz wird das Plakat der LINKEN „Mehr Geld für Bildung, nicht für 
Banken!“ gesetzt. An dritter Stelle folgt ein Plakat der Grünen „GeGEN“, das von 37% positiv beur-
teilt wird. Angela Merkel kommt mit dem Plakat, auf dem sie mit der Aussage „Wir haben die Kraft“ 
abgebildet ist, mit 32% der Stimmen auf den vierten Platz. Das Wahlergebnis für die CDU/CSU 
beträgt 33,8%. 
 
Prozentzahl der Wahlberechtigten, denen die abgebildeten Wahlplakate gefallen: 
 

        (65%)      (51%)   (37%)        (32%)   (26%) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
       (23%)      (23%)   (16%)       (13%)   (12%) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Ergebnisse der Studie sind bei der GP Forschungsgruppe, Nymphenburger Str. 47, 80335 München,  
Tel. 089-54 34 49-60, info@gp-f.com erhältlich. 

Nur eine solidarisch 
finanzierte Garantie-
rente schützt vor 
Altersarmut   18% 

Die gesetzliche Rente kann 
nur eine Grundversorgung 
gewähren, sie muss durch 
private Renteneinzahlungen 
aufgestockt werden    31% 

Kein Mensch darf im Alter     
weniger als 800 Euro im Monat 
zum Leben haben    48% 

Durch die Anhebung des Renten- 
eintrittsalters auf 67 Jahre ist die 
Rente wieder sicher   2% 

 


